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Die USA und ihre NATO-Verbündeten haben in den vergangenen 
Jahren einen neuen Kalten Krieg gegen Russland und China ge-
startet und spitzen die Konfrontation immer weiter zu. Damit steigt 
die Kriegsgefahr – weltweit und auch in Deutschland. Eine deutliche 
Mehrheit der Bevölkerung möchte nicht, dass die Bundesregierung 
sich in dem Konflikt auf die Seite der USA schlägt – doch die Regie-
rung Merkel verstärkt ihre NATO-Treue sogar noch. Dafür wird mit 
Steuermilliarden aufgerüstet und das Territorium der Bundesrepublik 
zum NATO-Aufmarschgebiet gegen Russland gemacht.

Seit Monaten werden US-Re-
gierung und -Opposition nicht 
müde, China die Schuld am 
Ausbruch von Covid-19 zu ge-
ben – bis hin zur wahnwitzigen 
These, China habe das Virus 
sogar selbst entwickelt, um den 

westlichen Ländern zu scha-
den. Dabei verhält es sich ge-
nau andersherum: Durch die 
entschlossenen Maßnahmen 
Chinas konnte der Ausbruch in 
Wuhan eingedämmt werden. 
Die chinesischen Erfahrungen, 

Erkenntnisse und Hilfsangebote 
wurden jedoch monatelang von 
einigen westlichen Staaten ig-
noriert – mit katastrophalen Fol-
gen. Den aggressiven Vorwürfen 
der US-Regierung gegen China 
schlossen sich auch zahlreiche 
deutsche Medien und Politiker 
an, von „Bild“ bis „Zeit“, von 
den Grünen bis zur CDU. Im-
mer stärker werden wirtschaftli-
che und politische Maßnahmen 
gegen China eingefordert. Ein 
aktuell kursierender, von mitt-
lerweile 760 Politikern aus 37 
Staaten unterzeichneter Aufruf 
verlangt ein geschlossenes Vor-
gehen der westlichen Staaten 
gegen die Volksrepublik. Unter 
den Unterzeichnern finden sich 
Politiker wie Jürgen Trittin und 
Claudia Roth von den Grünen. 

Säbelrasseln im Pazifik

Diese Initiativen lehnen sich 
direkt an das militärische Sä-
belrasseln des US-Militärs im 
Pazifik an. Bereits in den letz-
ten Jahren hat es im Südchi-
nesischen Meer, in dem China 
Anspruch auf einige Inseln er-
hebt, seine Einheiten deutlich 
verstärkt. Bis zum letzten Jahr 
verbot der INF-Vertrag zwischen 

US-Truppenabzug jetzt – 
Frieden mit Russland und China!



den USA und Russland den bei-
den Unterzeichnerländern die 
Stationierung von (auch nukle-
ar bestückten) Mittelstreckenra-
keten mit einer Reichweite bis 
zu 5.500 km. Schon kurz nach- 
dem der Vertrag nach Kündi-
gung durch die US-Regierung 
im vergangenen Jahr ausgelau-
fen war, begann diese mit Ra-
ketentests im Pazifik – eine un-
geheure Provokation gegenüber 
China und seinen Sicherheits-
interessen. Die US-Regierung 
kündigte gleichzeitig an, künf-
tig Mittelstreckenraketen in der 
Region zu stationieren. Hinzu 
kommen Luftbasen wie auf der 
Insel Guam und patrouillierende 
Kriegsschiffe. Die Einkreisung 
Chinas durch die USA wird auch 
mit Hilfe seiner Verbündeten 
Australien, Neuseeland, Südko-
rea und Japan vollzogen.

BRD will im Kampf gegen 
China dabei sein

Auch die deutsche Bundesre-
gierung macht bei der US-ame-
rikanischen Mobilisierung gegen 
China mit. So forderte Verteidi-
gungsministerin Kramp-Karren-
bauer im vergangenen Novem-
ber, dass sich Deutschland als 
Gegenmacht zu China positio-
nieren solle, um dessen angeb-
lichen Machtanspruch einzu-
dämmen. Von militaristischem 
Größenwahn gepackt, sagte 
sie: „Ein Land unserer Größe 
und unserer wirtschaftlichen 
und technologischen Kraft, ein 

Land unserer geostrategischen 
Lage und mit unseren globalen 
Interessen, das kann nicht ein-
fach nur am Rande stehen und 
zuschauen.“ Und das Grund-
gesetz völlig ignorierend: „Die 
Aufgaben unserer Marine gehen 
über die Landes- und Bündnis-
verteidigung hinaus. Denn See-

wege sind Lebensadern. Und so 
ist die Freiheit der Seewege für 
Deutschland und unseren Wohl-
stand von großer strategischer 
Bedeutung.“ Daraufhin kündigte 
die Bundesmarine im März an, 
die Fregatte „Hamburg“ für Ma-
növer fünf Monate lang in den 
Indopazifik zu schicken. Statt 
friedlicher Handelspolitik werden 
nun die alten kolonialistischen 
Töne – begleitet von handfesten 
Maßnahmen – gegenüber Chi-
na wiederbelebt. 

Im kommenden Jahr soll nun 
das US-Militärmanöver „Defen-
der Pacific“ stattfinden. Bei der 
größten Übung der US-Armee 
in der Region seit Anfang der 
1990er Jahre werden ab Sep-
tember 2020 innerhalb von 30 
bis 45 Tagen 12.000 Soldaten 
aus den USA nach Ostasien ver-
legt. Dafür stellt die US-Regie-
rung 364 Millionen US-Dollar zur 
Verfügung.

Immer deutlicher zeichnet sich 
ein von den USA vorangetrie-
bener Großkonflikt mit China 
ab. Hintergrund ist der rasante 
wirtschaftliche Abstieg der USA 
und der westlichen Staaten, 
was ihren Anteil an der Weltwirt-
schaft betrifft, während Chinas 
wirtschaftliche Bedeutung immer 
weiter anwächst. Eine deutliche 
Mehrheit – 73 Prozent – der 
deutschen Bevölkerung verlangt 
von der Bundesregierung, sich in 
dieser Auseinandersetzung nicht 
an der Seite der USA zu positio-
nieren, sondern neutral zu blei-
ben (Sicherheitsreport 2020 des 
„Centrum für Strategie und hö-
here Führung“). Die Regierung 
Merkel tritt diesen Mehrheits-
willen jedoch mit Füßen – ganz 
im Sinne des Großkonzernver-
bands BDI, der von einem Sys-
temwettbewerb spricht.

Kriegsvorbereitung gegen 
Russland

Dies ist schon politische Tra-
dition: Auch die massive Ver-
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Statt Bomben
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schlechterung des deutschen 
Verhältnisses zu Russland wird 
mehrheitlich von der Bevölke-
rung abgelehnt. Und dennoch 
lässt die große Koalition genau-
so wie die Grünen, FDP und 
AfD keine Gelegenheit aus, die 
Spannungen zu erhöhen. So 
fand im ersten Halbjahr dieses 
Jahres das US- und NATO-
Großmanöver „Defender Eu-
rope 2020“ statt, bei dem nach 
Planung 37.000 NATO-Soldaten 
und Kriegsgerät an Russlands 
Westgrenze verlegt werden soll-

ten. Die Covid-19-bedingte Ver-
kleinerung des Manövers hat 
an der aggressiven Ausrichtung 
nichts geändert: Es ging und 
geht um einen Test der schnel-
len Verlegung von Truppen, Waf-
fen und Ausrüstung über euro-
päische Ländergrenzen hinweg 
– für einen großen Krieg gegen 
Russland. Dies wurde auf russi-
scher Seite mit Besorgnis wahr-
genommen. 

„Defender 2021“ stoppen

Doch anstatt nun zu deeskalie-
ren, wird nachgelegt: Nächstes 
Jahr soll mit „Defender Europe 
2021“ die Fortsetzung folgen. 
In den NATO-Plänen hat unser 
Land die Rolle als Logistikdreh-
scheibe, Aufmarschgebiet und 

„potenzielles rückwärtiges Ein-
satzgebiet“, wie es in der Kon-
zeption der Bundeswehr heißt. 
Das bedeutet: Deutschland wird 
künftiges Schlachtfeld sein, 
wenn weiter eskaliert wird! 

NATO forciert nukleare 
Aufrüstung

Der neue Kalte Krieg der NATO 
gegen Russland wird immer wei-
ter zugespitzt. Unter anderem 
durch atomare Aufrüstung: Die 
USA besitzen seit Ende 2019 

U-Boote mit neuen, „kleinen“ 
Atomsprengköpfen auf Trident-
Raketen. Mit diesen „taktischen“ 
Atomwaffen wird die Schwelle 
geringer, einen nuklearen Krieg 
vom Zaun zu brechen. Ein Sze-
nario, das die Zerstörung Eu-
ropas in einem Inferno einkal-
kuliert! Denn auch hierzulande, 
auf dem Fliegerhorst Büchel 
(Rheinland-Pfalz), lagern US-
Atombomben, die  künftig durch 
die neueste Generation ersetzt 
werden, was nichts anderes 
als nukleare Aufrüstung bedeu-
tet. Im April kündigte Kramp-
Karrenbauer den Kauf von 30 
F-18-Kampfflugzeugen für die 
Bundeswehr an, die im Ernst-
fall im Rahmen der „nuklearen 
Teilhabe“ der NATO die Bomben 
abwerfen würden. 
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Auch in diesem Fall handelt die 
Bundesregierung gegen den Wil-
len einer deutlichen Mehrheit der 
Bundesbürger (61 Prozent). Im 
Falle eines Atomkrieges wäre die 
Bundesrepublik also ein unmittel-
bares Angriffsziel!

Rüstungskosten zahlt 
die Bevölkerung

Die Regierung Merkel will mit 
der engen Anbindung an den 
US-Imperialismus ihren Beitrag 
zur Aufrechterhaltung der welt-
weiten militärischen Dominanz 
der NATO leisten.  Angesichts 
des angekündigten Abzuges 
von 10.000 US-Soldaten aus 

Deutschland ist es geboten, den 
sofortigen, vollständigen Ab-
zug der US-Truppen zu fordern, 
einschließlich der Kommando-
zentralen, Munitionsdepots und 
Atombomben. Anstatt immer 
weiter aufzurüsten und neues 
Kriegsgerät wie zum Beispiel 
Kampfdrohnen anzuschaffen, 
gilt es abzurüsten. Die enormen 
Kosten des Rüstungswahnsinns 
bürdet die Regierung großen 
Teilen der Bevölkerung auf, wäh-
rend Rüstungskonzerne profitie-
ren. Bewusst wird das Verhältnis 
zu Russland und China immer 
weiter verschlechtert – auf Kos-
ten von Sicherheit und Frieden in 
unserem Land.

Wir fordern:

	Frieden mit Russland und 
China statt Sanktionen 

 und Aggressionen!

	Kein Aufmarschgebiet 
 gegen Russland!

	Deutschland raus aus der 
NATO – NATO raus aus 
Deutschland!

	Rüstungsmilliarden in 
 Sozial-, Renten- und 
 Gesundheitskassen

Büchel
dicht machen!
Im rheinland-pfälzischen Büchel lagern 20 US-Atombomben. 
Im Rahmen der „atomaren Teilhabe“ Deutschlands werden 
sie im Falle eines Atomkriegs von Bundeswehrsoldaten auf 
US-Befehl ausgeflogen und abgeworfen. Dass es sich dabei 
nicht um ein Relikt aus alten Zeiten handelt, lässt sich daran 
erkennen, dass die Bomben modernisiert werden sollen und 
die deutsche Verteidigungsministerin neue Trägerflugzeuge 
für die Atombomben einkauft. Die Gefahr, dass die Atom-
bomben in Büchel zum Einsatz kommen, ist real.

Die Friedensbewegung fordert seit langem, dass die US-
Atomwaffen raus aus Deutschland sollen und der Standort 
Büchel dicht gemacht werden muss. Die Initiative „Büchel 
atomwaffenfrei“ organisiert seit einigen Jahren Aktionswo-
chen vor dem Fliegerhorst. Daran beteiligt sich auch die 
DKP mit Blockade-Aktionen. Militär und Polizei haben in-
zwischen auf die stärker werdenden Proteste reagiert, den 
Sicherheitszaun um das Lager verdoppelt und der Initiative 
ihre Friedenswiese vor dem Haupttor genommen. Die große 
Mehrheit der Bevölkerung sagt Nein zu den US-Atombom-
ben in Deutschland. Der Protest lässt sich nicht aufhalten. 
Er wird stärker werden.


